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 Link zur Vollversion des Abschlussberichts  

Der Abschlussbericht zum UBA-Forschungsprojekt „Wissenschaftliche Unterstützung des Rechtsschutzes 

in Umweltangelegenheiten in der 20. Legislaturperiode“ enthält neue empirische und 

rechtswissenschaftliche Erkenntnisse zu Umweltverbandsklagen. Im Bericht werden wichtige Eckdaten 

zum Verbandsklagegeschehen im Umweltrecht im Zeitraum von 2021-2023 vorgestellt, wie etwa die 

Anzahl der Verbandsklagen, Klagegegenstände, Erfolgsaussichten, Verfahrensdauern und klagende 

Verbände. Außerdem wurden qualitative Interviews mit Expert*innen zum Rechtsschutz in 

Umweltfragen geführt. Dabei sah die Mehrheit der Befragten ein Vollzugsdefizit im Umweltrecht, das 

durch das Instrument der Verbandsklage wirksam bekämpft wird. Weiter wurde Änderungsbedarf im 

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz gesehen, welches die Umweltverbandsklage regelt. Darüber hinaus enthält 

der Bericht rechtswissenschaftliche Gutachten zu fachlichen Fragen des Umweltrechtsschutzes. 

Das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) regelt die Klagemöglichkeiten für anerkannte Umweltverbände 

und setzt so unions- und völkerrechtliche Vorgaben in nationales Recht um. Das Gesetz besteht seit 2006 

und wurde bereits mehrfach – unter anderem aufgrund der unionsrechtlichen Vorgaben - geändert, zuletzt 

im Jahr 2017. Dadurch ist der gesetzliche Anwendungsbereich für umweltrechtliche Verbandsklagen 

erweitert worden. Eine erneute Novellierung des UmwRG ist vorgesehen, insbesondere um die nationalen 

Regelungen weiter mit unions- und völkerrechtlichen Anforderungen zu harmonisieren.  

„Die Verbandsklage im Umweltrecht ist völkerrechtlich geschützt. Sie ist eines der wichtigsten Instrumente, 

um die Verwaltung und mittelbar Vorhabenträger darauf zu verpflichten, umweltrechtliche Standards auch 

tatsächlich zu beachten. Die hohe Erfolgsquote der Klagen verdeutlicht, dass der Schutz von Umwelt und 

Natur bei behördlichen Entscheidungen noch häufig zu kurz kommt.“ 

               Michael Zschiesche, Geschäftsführer des UfU 

Ziele und Inhalte 

Das dem Bericht zugrundeliegende dreijährige Forschungsvorhaben hat das Klagegeschehen seit der Novelle 

des UmwRG von 2017 weiter umfassend begleitet und die bisherigen praktischen Erfahrungen mit den 

neuen Regelungen anhand empirischer Untersuchungen analysiert und bewertet (Kapitel 2 bis 4). Die 

Methodik dieser Untersuchung orientiert sich an vorangehenden Studien zur Entwicklung der 

Umweltverbandsklagen in Deutschland. Dadurch wird die Vergleichbarkeit der für den Zeitraum vom 

01.01.2021 bis 31.12.2023 erhobenen Daten mit der Situation kurz nach sowie vor der Änderung des 

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/wissenschaftliche-unterstuetzung-des-rechtsschutzes-0
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UmwRG 2017 gewährleistet. Rechtswissenschaftliche Gutachten (in Kapitel 5 sowie im Band II: ANHANG) zu 

verschiedenen Themen des Umweltrechtsschutzes auf nationaler sowie auf internationaler Ebene erlauben 

darüber hinaus einen umfassenden Blick auf aktuelle Herausforderungen im Zusammenhang mit dem 

Zugang zu Gericht in Umweltangelegenheiten.  

Kapitel 1: Einführung 

In der Einführung zum Bericht wird ein kurzer Abriss über die Geschichte des UmwRG seit 2006 gegeben 

und auf die bereits erfolgten Gesetzesnovellen näher eingegangen, mit besonderem Fokus auf der Novelle 

des UmwRG von 2017. Weiter wird die geplante erneute Novellierung des UmwRG in den Blick genommen. 

Die Forschungsfragen des Projekts sowie die Projektbestandteile und Methodik werden dargestellt. 

Kapitel 2: Darstellung und Auswertung der empirischen Untersuchung von 
umweltrechtlichen Verbandsklagen von 2021 bis 2023 

Im empirischen Teil zur Entwicklung der Praxis der umweltrelevanten Verbandsklagen wurden die in 

früheren Untersuchungen erprobten methodischen Ansätze übernommen und teilweise ausgebaut (siehe 

2.1). Diese wurden ebenfalls genutzt für die Ermittlung der Mitwirkung der Umweltverbände an 

Beteiligungsverfahren, für die Erhebung der klagenden Umweltverbände sowie für die Untersuchung der 

Auswirkungen der §§ 5 und 6 UmwRG. 

Die Anzahl der Umweltverbandsklagen und der 

dazu ergangenen Entscheidungen hat sich leicht 

erhöht. Im Zeitraum von 2021 bis 2023 sind in ganz 

Deutschland gerichtliche Entscheidungen zu 

insgesamt 208 Fällen gezählt worden (69,3 p.a.). 

Im vorangegangenen Untersuchungszeitraum von 

2017 bis 2020 sind Entscheidungen zu insgesamt 

252 Fällen ermittelt worden (63 p.a.), während es 

von 2013 bis 2016 noch 140 Fälle (35 p.a.) waren. 

Im Vergleich: Allein die Verwaltungsgerichte und 

das Oberverwaltungsgericht in Nordrhein-

Westfalen haben im Jahr 2021 mehr al 56.000 

verwaltungsrechtliche Verfahren erledigt.1 

Die Fallzahlen haben sich bezogen auf die 

Klagegegenstände unterschiedlich entwickelt. 

Während von 2017 bis 2020 pro Jahr im 

                                                           
1 Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Jahresbericht 2021, abrufbar hier: 
https://www.ovg.nrw.de/behoerde/presse/jahrespressegespraeche/Archiv/zwi_2022/Jahresbericht_2021.pdf.  
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UfU e. V. · Abschlussbericht: Kurzfassung 

Umweltrechtsschutz in der 20. Legislaturperiode 

 Autor*innen: Dr. Michael Zschiesche, Luisa Schneider · 14.02.2025 

 

 

 

 

   

Pressekontakt   

Jonas Rüffer 

jonas.rueffer@ufu.de 

T: +49 (0)30 4284 993-36 

Inhaltliche Nachfragen 

Luisa Schneider 

luisa.schneider@ufu.de 

T: +49 (0)304284 993-41 

Das Unabhängige Institut für Umweltfragen ist ein 

wissenschaftliches Institut und eine Bürgerorganisation. 

Das UfU ist als eingetragener Verein in den Bereichen 

Bildung, Wissenschaft und Umweltschutz tätig. Seite 3 von 10 

 

Durchschnitt noch 25,7 Klagen gegen Infrastrukturvorhaben ermittelt wurden, sank diese Zahl im Zeitraum 

von 2021 bis 2023 auf durchschnittlich 21,3 Klagen pro Jahr.2 Die Klagen im artenschutzrechtlichen Bereich 

nahmen hingegen stark zu. So gab es im Untersuchungszeitraum auffallend viele Klagen von einem 

einzelnen Verband in Bayern im Bereich des Jagdrechts. Andere Klagegegenstände, die zwischen 2017 und 

2020 noch vergleichsweise viele Fälle aufwiesen, wie etwa Klagen gegen Luftreinhaltepläne, spielten im 

aktuellen Zeitraum dagegen keine Rolle mehr. Wesentlich häufiger als noch im Zeitraum von 2017-2020 

klagten die Umweltverbände gegen jagdrechtliche Schonzeitregelungen, einfache Baugenehmigungen und 

Ausnahmen vom Artenschutz. Die Zahl der Verbandsklagen gegen Eisenbahnprojekte, Straßenplanungen 

sowie Windenergieanlagen ging dagegen im Vergleich zu den Vorjahren zurück. Klagen gegen 

Genehmigungen von Windenergieanlagen stellten dabei trotz des Rückgangs auf durchschnittlich 12 Klagen 

pro Jahr weiterhin den häufigsten Klagegegenstand dar. Im Vergleich: Bundesweit wurden allein im Jahr 

2023 insgesamt 745 Windenergieanlagen an Land zugebaut.3 

 

                                                           
2 Unter Klagen gegen Infrastrukturvorhaben werden folgende Klagegegenstände gefasst: Windenergieanlagen, Straßenplanungen, Ausbau von 
Gewässern, Energie- und Leitungsanlagen, Eisenbahnprojekte. 
3 Deutsche Windguard, Status des Windenergieausbaus an Land in Deutschland, Jahr 2023, S. 3, abrufbar unter: https://www.wind-
energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/06-zahlen-und-
fakten/20240116_Status_des_Windenergieausbaus_an_Land_Jahr_2023.pdf.  
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Die Auswertung zeigt, dass mittlerweile die im Jahr 2017 eingeführten Klagemöglichkeiten in § 1 Abs. 1 

S. 1 Nr. 4-6 UmwRG überwiegend bei Umweltverbandsklagen genutzt werden. Die Zahl der dazu ermittelten 

Fälle ist im Verhältnis zum Zeitraum 2017 bis 2020 stark gestiegen. So ging im Jahr 2023 über zwei Drittel 

der Fälle auf diese Klagegründe zurück. Der überwiegende Teil der Fälle, die von 2021 bis 2023 zu den 

neuen Klagemöglichkeiten ermittelt worden sind, fällt in den Anwendungsbereich des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 

UmwRG. 

Mit gut 51 % ganz oder teilweise erfolgreichen Klagen 

war die Erfolgsquote der umweltrechtlichen 

Verbandsklagen auch im Zeitraum 2021 bis 2023 

vergleichsweise hoch. Die allgemeine Erfolgsquote 

für Klagen vor den Verwaltungsgerichten liegt bei ca. 

12 %. Bisher ist das Ergebnis zwar bei relativ vielen 

Fällen noch „offen“, weil nach einem Eilverfahren 

oder einer Entscheidung in erster Instanz noch 

Beschwerde-, Berufungs- oder Revisionsverfahren 

anhängig sind. Diese Fälle sind daher bei der 

Berechnung der Erfolgsquote nicht berücksichtigt 

worden. Eine ergänzende Auswertung der 

Eilentscheidungen hat jedoch ergeben, dass die 

Umweltverbände dabei ebenfalls häufig erfolgreich 

sind. Deswegen kann davon ausgegangen werden, 

dass die Umweltverbände ihre Klagemöglichkeiten 

regelmäßig nur in ausgewählten Fällen mit guten Erfolgsaussichten nutzen und damit auch weiterhin im 

Sinne der gesetzlichen Regelungen zur Verringerung von behördlichen Vollzugsdefiziten beitragen. 

Für die Untersuchung der Dauer von Entscheidungsverfahren (siehe 2.5) wurden Gerichtsverfahren 

analysiert, auf die sich der Wegfall der Präklusion nicht rechtzeitig im Verwaltungsverfahren erhobener 

Einwendungen bei Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach dem Urteil des 

Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 15.10.2015 (C-137/42) ausgewirkt haben könnte. Das betrifft 

insbesondere Klagen gegen Straßenplanungen und Eisenbahnprojekte sowie gegen Vorhaben mit Bezug zur 

Energiewende. Bei diesen Klagegegenständen wurden Daten zur Dauer der von den Verwaltungsgerichten 

in erster Instanz getroffenen Hauptsacheentscheidungen ermittelt und ausgewertet. Dabei hat die 

Untersuchung der durchschnittlichen Dauer von erstinstanzlichen Verfahren bei Klagen gegen Straßenbau- 

und Eisenbahnprojekte für den Zeitraum von 2021 bis 2023 ergeben, dass sich diese in Folge des Wegfalls 

der sog. materiellen Präklusion nicht verlängert hat. Zu dieser Erkenntnis kam auch schon die 

vorangegangene Studie für den Zeitraum 2017 bis 2020. Es ist daher davon auszugehen, dass die mit der 

Novellierung des UmwRG 2017 verbundene Abschaffung der sog. materiellen Präklusion verspäteter 

Einwendungen die Dauer der gerichtlichen Verfahren nicht negativ beeinflusst hat. 

Die Umweltverbände beteiligen sich trotz der durch den Wegfall der sog. materiellen Präklusion veränderten 

Rechtslage bei den UVP-pflichtigen Vorhaben weiterhin regelmäßig an den Verwaltungsverfahren. Bei den 

von 2021 bis 2023 erhobenen Fällen, zu denen Informationen über die Beteiligung zugänglich waren, 

konnte ganz überwiegend eine Mitwirkung der Umweltverbände in den Verwaltungsverfahren festgestellt 
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werden (bei 43 von 51 Fällen). Es konnte jedoch aufgrund fehlender Daten bei 45,6 % der erhobenen Fälle 

allgemein nicht festgestellt werden, ob eine vorgelagerte Beteiligung der klagenden Verbände erfolgt ist. 

Lediglich 34 der insgesamt 399 in Deutschland 

anerkannten Umwelt- und Naturschutzverbände 

haben im Zeitraum von 2021 bis 2023 

Verbandsklagen erhoben. Die fünf am häufigsten 

klagenden Verbände sind dabei der BUND 

(49 Klagen), NABU (34 Klagen), Wildes Bayern e.V. 

(31 Klagen), Naturschutzinitiative Rheinland-Pfalz 

(12 Klagen) und die Deutsche Umwelthilfe (DUH) 

(9 Klagen). 

Weiter konnte gezeigt werden, dass die 

Regelungen von § 5 UmwRG zu missbräuchlichem 

Verhalten und § 6 UmwRG zur 

Klagebegründungsfrist nur teilweise Auswirkungen 

auf den Ausgang der untersuchten Fälle hatten. So 

fand § 5 UmwRG im Untersuchungszeitraum von 

2021 bis 2023 in keiner Entscheidung zu einer 

Umweltverbandsklage Anwendung. Anders ist es bei § 6 UmwRG. Diese Regelung kam im 

Untersuchungszeitraum insgesamt in 19 Entscheidungen zum Tragen, um den klägerischen Vortrag zu 

präkludieren. 

Kapitel 3: Qualitative Befragung zu Rechtsschutz in Umweltfragen 

Neben der Ermittlung empirischer Daten zum Klagegeschehen und zur Dauer von Entscheidungsverfahren 

wurde zwischen August und Dezember 2023 eine qualitative Befragung von 30 Expert*innen anhand 

leitfadengestützter Interviews durchgeführt, um die statistischen Erhebungen zum 

Verbandsklagegeschehen in Umweltfragen zwischen 2021 und 2023 zu ergänzen und Entwicklungen aus der 

Praxis zu erfassen. Befragt wurden Personen aus Planungs- und Genehmigungsbehörden, der Anwaltschaft, 

den Umweltverbänden, Vorhabenträger sowie Verwaltungsrichter*innen. Die Vorgehensweise hierzu ist in 

Kapitel 3.1 beschrieben. 

Die Mehrheit der Befragten sieht ein Vollzugsdefizit im Umweltrecht, das durch das Institut der 

Verbandsklage wirksam bekämpft wird. Sowohl Vertreter*innen von Behörden als auch von 

Umweltverbänden sind der Meinung, dass Verbandsklagen zu besseren Planungs- und 

Genehmigungsentscheidungen führen können, und verhalten sich in den Verfahren dementsprechend. 

Wirtschaftsvertreter*innen hingegen haben oft eine negativere Sicht auf Verbandsklagen. Einigkeit herrscht 

unter den Umweltverbänden darüber, dass ausreichende personelle und finanzielle Ressourcen 

entscheidend für die Erhebung einer Klage sind. Befragte aus den Behörden stellten fest, dass Klagen von 

Umweltverbänden im Vergleich zu Klagen von Privatpersonen professioneller betrieben werden und mehr 

Sachverstand in die Verfahren einfließt. 
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Die befragten Personen sahen weiteren Regelungsbedarf im UmwRG. Die Vorschläge reichten von 

grundsätzlicher Kritik am Gesetz bis zu detaillierten Änderungsvorschlägen einzelner Regelungen. 

Insbesondere der Anwendungsbereich des UmwRG (§ 1 UmwRG) und die Fristenregelungen, speziell die 

Klagebegründungsfrist (§ 6 UmwRG), wurden als novellierungsbedürftig erachtet. 

Die Auswertung der Befragung zeigt, dass der Wegfall der materiellen Präklusion seitens der Verbände nicht 

dazu genutzt wird, die Öffentlichkeitsbeteiligung zu umgehen und ohne frühzeitige Einwendungen Klage 

gegen Behördenentscheidungen zu erheben. Dies wird durch statistische Erhebungen zu den Fallzahlen 

2021 bis 2023 bestätigt. 

Die Einschränkung der Öffentlichkeitsbeteiligung wurde von den Befragten kritisch gesehen. Ein direkter 

Austausch bei Erörterungsterminen wurde von allen Verfahrensbeteiligten als hilfreich und gewinnbringend 

angesehen. Es wurde mehrfach betont, dass eine sinnvolle Öffentlichkeitsbeteiligung dazu beitragen kann, 

Konflikte im weiteren Verfahren zu vermeiden oder zumindest abzumildern. Die frühe 

Öffentlichkeitsbeteiligung wurde positiv bewertet und als Möglichkeit gesehen, die Akzeptanz eines 

Vorhabens zu erhöhen. Insbesondere Vorhabenträger berichteten ausschließlich von positiven Erfahrungen 

mit der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Die Befragungsergebnisse zeigen, dass die Digitalisierung der Öffentlichkeitsbeteiligung sowohl Chancen als 

auch Herausforderungen mit sich bringt. Die Online-Veröffentlichung von Unterlagen wird weitgehend 

akzeptiert, aber bei der vollständigen Digitalisierung von Erörterungsterminen bestehen Bedenken 

hinsichtlich der Inklusion und der Qualität des Austauschs. 

Kapitel 4: Qualitative Befragung zur Beschleunigungsgesetzgebung seit 2018 

Im Zuge derselben Befragung, deren Ergebnisse in Kapitel 3 dargestellt wurden, wurden die Expert*innen 

auch zur Wirksamkeit der Beschleunigungsgesetzgebung seit dem Jahr 2018 auf Planungs- und 

Genehmigungsverfahren befragt. Der Fokus der Befragung lag dabei auf der Wirksamkeit der 

Beschleunigungsgesetze im Allgemeinen sowie auf einzelnen beschleunigenden Maßnahmen (Wegfall der 

aufschiebenden Wirkung, Verkürzung des Instanzenzugs, Stichtagsregelung, Genehmigungsfiktion). 

Außerdem haben die Befragten eigene Vorschläge für aus ihrer Sicht wirksame beschleunigende 

Maßnahmen für Zulassungsverfahren im Allgemeinen sowie für die gerichtliche Kontrolle unterbreitet. 

Die Befragten standen der Wirksamkeit der Beschleunigungsgesetze seit 2018 überwiegend kritisch 

gegenüber. Mehr als zwei Drittel der Befragten bezweifelten allgemein die Beschleunigungswirkung dieser 

Regelungen. Mit Blick auf einzelne beschleunigende Instrumente stellt sich das Meinungsbild in der 

Befragung jedoch differenzierter dar. So waren sich die Befragten mit Blick auf das Instrument des Wegfalls 

der aufschiebenden Wirkung und dessen Beschleunigungspotential uneinig, es gab sowohl begründete 

Zustimmung sowie auch Ablehnung. Eher positiv wurde von den Befragten die Beschleunigungswirkung 

durch einen verkürzten Instanzenzug gesehen. Eher negativ standen die Interviewten dagegen der 

Stichtagsregelung gegenüber und überwiegende Ablehnung erntete das Instrument der 

Genehmigungsfiktion mit Blick auf Beschleunigungspotentiale. 
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Die Befragten schlugen unterschiedliche Maßnahmen mit aus ihrer Sicht beschleunigender Wirkung vor, 

etwa im Bereich der Öffentlichkeitsbeteiligung, Anpassungen im materiellen Recht oder Verfahrensrecht. 

Die unter den Befragten mit Abstand am häufigsten genannte beschleunigende Maßnahme war jedoch der 

Ausbau von finanziellen und personellen Ressourcen in Planungs- und Genehmigungsbehörden und den 

Verwaltungsgerichten. 

Kapitel 5: Anerkennungsvoraussetzungen von Umweltverbänden im Rechtsvergleich 

Es wurde ein Rechtsvergleich zu den nationalen Anerkennungsvoraussetzungen von Umweltvereinigungen in 

sechs europäischen Ländern erstellt (Frankreich, Niederlande, Österreich, Schweden, Schweiz, Deutschland), 

um Anhaltspunkte dafür zu finden, in welchem Rahmen eine mit Unions- und Völkerrecht konforme 

Regelung der Anerkennung möglich sein könnte. 

Die Anerkennungsvoraussetzungen für Umweltvereinigungen in den untersuchten Ländern weisen zwar 

viele Parallelen auf, unterscheiden sich jedoch auch in zentralen Punkten. Diese Unterschiede können 

Herausforderungen für die Harmonisierung des Umweltrechts und die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit von Umweltvereinigungen darstellen. Dabei ist auch in Zukunft zu erwarten, dass die 

nationalen Regelungen zu Fragen der Anerkennung von Vereinigungen stark beeinflusst werden durch die 

Spruchpraxis des EuGH und des Aarhus Convention Compliance Committees (ACCC). Besonders divergent 

sind die Anforderungen an die Rechtsform, die Dauer des Bestehens und die Mitgliederzahl der 

Vereinigungen. Mit Blick auf die Rechtsform erweist sich im Ländervergleich die deutsche Regelung als 

besonders restriktiv, die nur Organisationen als Umweltvereinigungen anerkennt, die mitgliedschaftlich und 

binnendemokratisch organisiert sind. Auch die Anforderungen an die Mindestexistenzdauer der 

Vereinigungen variieren erheblich, von keiner spezifischen Vorgabe in den Niederlanden bis hin zu zehn 

Jahren in der Schweiz. Die vorgeschriebene Mitgliederzahl ist ebenfalls unterschiedlich geregelt: Während 

Schweden und Österreich grundsätzlich feste Mindestzahlen vorgeben, verzichtet Deutschland auf eine 

solche Regelung. 

Die Anerkennungsverfahren und die Überprüfung der Anerkennungsvoraussetzungen unterscheiden sich 

ebenfalls stark. Während einige Länder, wie Österreich und Frankreich, regelmäßige Überprüfungen 

durchführen, erfolgt dies in anderen Ländern, wie Schweden und den Niederlanden, im Rahmen jeder 

einzelnen Klage durch die Verwaltungsgerichte. 

Kapitel 6: Rechtswissenschaftliche Untersuchungen zu Einzelaspekten 

Im Rahmen des Forschungsprojekts wurden Gutachten zu rechtswissenschaftlichen Fragestellungen im 

Zusammenhang mit dem Rechtsschutz in Umweltangelegenheiten erstellt. Die vollständigen Gutachten 

befinden sich im Band II: Anhang zu diesem Bericht. 
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Umweltverbandsrechtsschutz gegen nationale und europäische Produktzulassungsentscheidungen 

von Dr. Franziska Heß und Lisa Hörtzsch (Anhang I) 

Laut der Entscheidung des EuGH vom 08.11.2022 - C-873/19 („Typengenehmigung“) muss das nationale 

Verfahrensrecht ein Klagerecht der anerkannten Umweltvereinigungen gegenüber 

Produktzulassungsentscheidungen vorsehen. Die in § 1 Abs. 1 UmwRG geregelten Klagegegenstände 

genügen insoweit nicht den Anforderungen von Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention. Diese EuGH-Entscheidung 

wurde ausgewertet, die wesentlichen Entscheidungsgründe dargestellt und im Hinblick auf die Umsetzung 

in Rechtsprechung und Literatur bewertet. Um die Relevanz der Entscheidung in Bezug auf weitere 

mögliche Klagegegenstände, die von den anerkannten Umweltvereinigungen gerichtlich angegriffen werden 

können, ermitteln zu können, wurde dann der Frage nachgegangen, welche Rechtsgebiete dem 

Produktzulassungsrecht unterfallen und den für ein Verbandsklagerecht notwendigen Umweltbezug 

aufweisen. Anschließend wurden die verschiedenen Verfahrensmodelle für den Erlass und Vollzug von 

(unionsrechtlich determinierten) Produktzulassungsentscheidungen untersucht. Die daraus resultierenden 

Auswirkungen auf die Rechtsschutzmöglichkeiten der anerkannten Umweltvereinigungen wurden 

schließlich anhand exemplarisch ausgewählter Produktzulassungsentscheidungen dargestellt. 

Im Ergebnis verhindert in nahezu allen dargestellten Beispielsfällen insbesondere der abschließende Katalog 

an Klagegegenständen des § 1 Abs. 1 S. 1 UmwRG ein Vorgehen gegen die jeweilige 

Produktzulassungsentscheidung, weil das UmwRG in erster Linie auf Vorhaben ausgerichtet ist. Es liegt 

somit eine strukturelle Rechtsschutzlücke vor, da unabhängig von dem (rechtstechnischen) 

Entscheidungstyp einer Produktzulassung als Referenz- oder Anerkennungsentscheidung oder einer 

transnationalen Zulassungsentscheidung keine Rechtsschutzmöglichkeit eröffnet ist. Das Gutachten fordert 

daher, die derzeitige völker- und unionsrechtswidrige Rechtslage anzupassen und unter Beachtung der 

Anforderungen des Art. 9 Abs. 3 AK i.V.m. Art. 47 EU-GrCh unions- und völkerrechtskonform auszugestalten. 

Die Änderungen der Aarhus-Verordnung zum Rechtsschutz in Umweltangelegenheiten  

von Prof. Dr. Angela Schwerdtfeger (Anhang II) 

Mit der Verordnung (EU) 2021/1767 vom 6. Oktober 2021 änderten Europäisches Parlament und Rat die 

Aarhus-Verordnung (EG) Nr. 1367/2006. Die Änderungen dienen der Erfüllung der vertraglichen 

Verpflichtungen der Union aus Art. 9 Abs. 3, 4 AK und sollen die Feststellungen und Empfehlungen des ACCC 

in dem Verfahren ACCC/C/2008/32 berücksichtigen. Daher wurden die Beanstandungen des ACCC in diesem 

Verfahren erläutert, die unionsrechtliche Umsetzung dieser Empfehlungen des ACCC skizziert und sodann 

eine Bewertung der Neuregelung vorgenommen. 

Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass der Unionsgesetzgeber mit der Änderung der Aarhus-

Verordnung wesentliche Defizite des Rechtsschutzes in Umweltangelegenheiten auf Unionsebene 

ausgeräumt hat. Grundsätzlich positiv zu bewerten sind insbesondere die neue Definition des 

Verwaltungsaktbegriffs in Art. 2 Abs. 1 lit. g) AV n.F. sowie die Erweiterung des Kreises der Antragstellenden 

im internen Überprüfungsverfahren nach Art. 10, 11 AV (und in der Konsequenz der Kläger im gerichtlichen 

Verfahren nach Art. 12 AV) um andere Mitglieder der Öffentlichkeit als NRO. Es bleiben jedoch auch noch 

Fragen und rechtliche Unsicherheiten mit Blick auf diese Neuregelungen bestehen. 
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Beschleunigungsgebiete für erneuerbare Energien – Fragen des Rechtsschutzes  

von Prof. Dr. Angela Schwerdtfeger (Anhang III) 

Die Änderungen der Erneuerbare-Energien-Richtlinie aus dem November 2023 zielen unter anderem darauf 

ab, Genehmigungsverfahren zu beschleunigen. Zu diesem Zweck werden Umweltprüfungen in 

Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energien von der Projekt- auf die Planungsebene verlagert. Die 

Notfallverordnung des Rates der EU aus dem Dezember 2022 hatte diesen Ansatz bereits teilweise 

vorweggenommen. Die Änderungsrichtlinie sieht keine ausdrücklichen Änderungen des Rechtsschutzes vor; 

insbesondere sollen die Vorgaben der Aarhus-Konvention beachtet werden. Der in der Änderungsrichtlinie 

vorgesehene Verzicht auf die Umweltverträglichkeitsprüfung auf Projektebene führt jedoch mittelbar zur 

Unanwendbarkeit des Art. 9 Abs. 2 AK. Dies bedeutet, dass Zugang zu Gerichten nur nach Maßgabe des Art. 

9 Abs. 3 AK zu gewähren ist. Die Änderungsrichtlinie führt damit für die Öffentlichkeit zu einer 

Einschränkung des Rechtsschutzes gegen Projekte in Beschleunigungsgebieten für erneuerbare Energien, 

die jedoch noch mit der Aarhus-Konvention vereinbar ist. 

Grenzen beschleunigter Vorhabenrealisierung unter Berücksichtigung der Anforderungen des 

Umweltschutzes, gesetzmäßiger Verwaltung und effektiver Rechtsschutzgewährung  

von Dirk Teßmer (Anhang IV) 

Das Instrument der Freigabe von Realisierungsmaßnahmen im Vorfeld des Abschlusses der Prüfungen zur 

Genehmigung der Vorhaben wurde anlässlich aktueller Diskussionen um die Erleichterung der 

Möglichkeiten zur Zulassung eines vorzeitigen Beginns und dessen Auswirkungen auf die Gewährleistung 

des Schutzes von Umwelt und Natur vor rechtswidrigen und insbesondere irreversiblen Eingriffen näher 

beleuchtet. 

Das Gutachten stellt fest, dass bei der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns neben völkerrechtlichen 

Verpflichtungen auch die unionalen Umsetzungsrichtlinien und Bestimmungen zur Erhaltung der 

biologischen Vielfalt zu beachten sind. Jede Entscheidung über einen vorzeitigen Baubeginn hat 

höherrangigen Verpflichtungen bzw. Vorgaben wie die Staatszielbestimmung des Art. 20a GG bei der 

Ausübung von Ermessensentscheidungen zu beachten, um rechtsstaatliches Verhalten garantieren zu 

können. Je früher der vorzeitige Baubeginn im anhängigen Hauptgenehmigungsverfahren zugelassen wird, 

desto eher lässt sich tendenziell eine nachteilige Auswirkung für den Umwelt- und Naturschutz im Sinne von 

vollendeten Tatsachen und einer Umkehr des Regel-/Ausnahmeverhältnisses befürchten. In tatsächlicher 

Hinsicht können die generell als zu lange empfundenen Planungs- und Genehmigungsverfahren durch den 

vorzeitigen Baubeginn in gewissen Fällen durchaus beschleunigt werden. In rechtlicher Hinsicht gilt dabei 

allerdings zu beachten, dass der Ausnahmecharakter des vorzeitigen Baubeginns schnell zur Regel werden 

kann. 

Rechtsschutzklauseln im EU-Umweltrecht  

von Prof. Dr. Alexander Proelß (Anhang V) 

Das Gutachten untersucht, ob und ggf. welche Aussage- und Bindungswirkung den Erwägungsgründen 

europäischer Sekundärrechtsakte, soweit sie auf Art. 9 Abs. 3 AK Bezug nehmen, im Hinblick auf den Zugang 

zu Rechtsschutz bei der Umsetzung von EU-Rechtsakten in nationales Recht zukommt. Zum anderen wurde 
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erläutert, welche Anforderungen, den Zugang zu Gericht betreffend, Art. 9 Abs. 3 AK in seiner Auslegung 

durch den EuGH zu entnehmen sind, und welche Folgen sich hieraus für die Umsetzung dieser 

Anforderungen auf mitgliedstaatlicher Ebene ergeben. 

Art. 9 Abs. 3 AK kann auf Ebene des Unionsrechts durch Integration von Rechtsschutzklauseln in spezifische 

EU-Sekundärrechtsakte umgesetzt und auf diese Weise für die Mitgliedstaaten unmittelbar verbindlich 

gemacht werden. Die fehlende Aufnahme von Rechtsschutzklauseln in umweltbezogene 

Sekundärrechtsakte hat indes nicht zur Folge, dass Art. 9 Abs. 3 AK unionsrechtlich ohne Bedeutung bliebe. 

Üblicherweise wird die Umsetzung der Anforderungen des Art. 9 Abs. 3 AK durch den Gesetzgeber erfolgen; 

aus der Perspektive des Unionsrechts ist dies aber nicht zwingend erforderlich. Soweit alternativ oder 

ergänzend eine Umsetzung im Wege der unionsrechtskonformen Auslegung allgemeiner Vorschriften des 

deutschen Verwaltungs- und Verwaltungsprozessrechts durch die Verwaltungsgerichte in Betracht kommt, 

ist ein solches Vorgehen dem Einwand geringerer Rechtsklarheit und -sicherheit ausgesetzt und trifft zudem 

auf die methodischen Grenzen der Auslegung. Dies gilt erst recht für die Frage der analogen Anwendung der 

Vorschriften des UmwRG auf ggf. nicht ausdrücklich geregelte Fälle. 


